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Mehr Zeit für Bußgeldbehörden – Die Verjäh-

rungszeit bei Verkehrsordnungswidrigkeiten 

wird verdoppelt 

 

Zum 01.07.2026 ist eine Änderung in Kraft getreten, 

die in der Öffentlichkeit bislang vergleichsweise wenig 

Beachtung gefunden hat, für Verkehrsteilnehmer je-

doch erhebliche praktische Bedeutung besitzt. Die Ver-

folgungsverjährung für die meisten Verkehrsordnungs-

widrigkeiten wurde von bislang drei auf künftig sechs 

Monate verlängert. Damit erhalten Bußgeldbehörden 

künftig doppelt so viel Zeit, Verkehrsverstöße zu verfol-

gen und einen Bußgeldbescheid zu erlassen. Rechts-

grundlage der Änderung ist § 26 Abs. 3 Straßenver-

kehrsgesetz (StVG) in der seit dem 01.07.2026 gelten-

den Fassung. 

 

Die Gesetzesänderung markiert einen bemerkenswer-

ten Wandel der rechtspolitischen Bewertung, denn 

noch vor wenigen Jahren vertrat die Bundesregierung 

ausdrücklich die Auffassung, dass die bisherige Drei-

Monats-Frist ausreichend sei. Um die Tragweite der 

Reform zu verstehen, lohnt daher zunächst ein Blick 

auf die bisherige Rechtslage und deren gesetzgeberi-

schen Hintergrund. 

 

1. Die bisherige Verfolgungsverjährung nach § 26 

StVG 

 

Während die regelmäßige Verfolgungsverjährung bei 

Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz über Ord-

nungswidrigkeiten (OWiG) vielfach sechs Monate oder 

sogar länger beträgt, galt für Verkehrsordnungswidrig-

keiten seit Jahrzehnten eine Sonderregelung. Bis zum 

Inkrafttreten der Reform verjährten die meisten Ver-

stöße gegen die Straßenverkehrsordnung bereits nach 

drei Monaten. Erst mit verjährungsunterbrechenden 

Handlungen im Sinne des § 33 OWiG verlängerte sich 

die Verjährungsfrist bzw. begann neu zu laufen. 

 

Diese vergleichsweise kurze Frist beruhte keineswegs 

auf einem Zufall, sondern war Ausdruck einer bewuss-

ten gesetzgeberischen Entscheidung. Verkehrsord-

nungswidrigkeiten gehören zu den sogenannten Mas-

senverfahren. Jahr für Jahr werden Millionen Ge-

schwindigkeitsüberschreitungen, Rotlichtverstöße, Ab-

standsverletzungen oder Handyverstöße registriert. 

Der Gesetzgeber ging deshalb davon aus, dass solche 

Verfahren möglichst einfach, standardisiert und vor al-

lem zügig bearbeitet werden sollten. Eine kurze Ver-

jährungsfrist sollte den Behörden einen Anreiz geben, 

Verfahren ohne vermeidbare Verzögerungen abzu-

schließen. Zugleich sollte verhindert werden, dass Bür-

ger noch lange Zeit nach einem vergleichsweise ge-

ringfügigen Verkehrsverstoß mit einem Bußgeldverfah-

ren rechnen müssen. 

 

Diese Auffassung vertrat die Bundesregierung noch im 

Jahr 2012 ausdrücklich. Auf eine parlamentarische An-

frage, ob angesichts zahlreicher verjährter Verkehrs-

ordnungswidrigkeiten eine Verlängerung der Verjäh-

rungsfrist auf sechs Monate geplant sei, antwortete sie, 

Verkehrsordnungswidrigkeiten seien „massenhaft vor-

kommende Zuwiderhandlungen, die in einem einfa-

chen und raschen Verfahren erledigt werden sollen“. 

Gerade die kurze Verjährungsfrist von drei Monaten 

solle die Sachbearbeitung beschleunigen. Zudem sei 

die Frist grundsätzlich ausreichend, da sie nach Erlass 

eines Bußgeldbescheides ohnehin sechs Monate be-

trage und in der Praxis bereits die Versendung eines 

Anhörungsbogens regelmäßig zur Unterbrechung der 

Verjährung führe. 

 

Mit anderen Worten: Noch vor vierzehn Jahren sah der 

Gesetzgeber keinerlei Anlass, die bewährte Regelung 

zu verändern. 

 

2. Gesetzgeberische Zielsetzung der Reform 

 

Diese Einschätzung hat sich inzwischen geändert. Mit 

dem Fünften Gesetz zur Änderung des Straßenver-

kehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher 

Vorschriften wurde § 26 Abs. 3 StVG grundlegend neu 

gefasst. Seit dem 01.07.2026 beträgt die Verfolgungs-

verjährung für die meisten Verkehrsordnungswidrigkei-

ten nunmehr einheitlich sechs Monate. 

 

Die Gesetzesbegründung verweist insbesondere auf 

die zunehmende Belastung der Bußgeldbehörden. In 

den vergangenen Jahren sind die Anforderungen an 

die Sachbearbeitung erheblich gestiegen. Moderne 



Messverfahren, umfangreichere Dokumentations-

pflichten, eine zunehmende Digitalisierung sowie nicht 

zuletzt personelle Engpässe führen vielerorts dazu, 

dass Verfahren nicht mehr innerhalb von drei Monaten 

abgeschlossen werden können. Hinzu kommen erheb-

liche Arbeitsrückstände in zahlreichen Bußgeldstellen. 

 

Nach Auffassung des Gesetzgebers führte dies zuneh-

mend dazu, dass Verfahren allein wegen Zeitablaufs 

eingestellt werden mussten, obwohl der Verkehrsver-

stoß zweifelsfrei nachgewiesen werden konnte. Die 

Verlängerung der Verjährungsfrist soll den Behörden 

deshalb mehr zeitlichen Spielraum verschaffen und 

verhindern, dass Bußgeldverfahren ausschließlich auf-

grund organisatorischer Verzögerungen scheitern. 

 

Die Reform verfolgt damit das Ziel, die Effektivität der 

Verkehrsüberwachung zu erhöhen und die Ahndung 

begangener Verkehrsverstöße sicherzustellen. Kritiker 

wenden allerdings ein, dass hierdurch weniger die Ver-

waltung effizienter werde, sondern vielmehr gesetzli-

che Fristen an bestehende Personalengpässe ange-

passt würden. 

 

3. Inhalt der gesetzlichen Neuregelung 

 

Die wichtigste Änderung lässt sich einfach zusammen-

fassen: Für nahezu alle gewöhnlichen Verkehrsord-

nungswidrigkeiten nach § 24 Abs. 1 StVG gilt nunmehr 

eine Verfolgungsverjährung von sechs Monaten. Die 

bisherige Dreimonatsfrist entfällt vollständig. 

 

An den übrigen Grundsätzen des Verjährungsrechts 

hat sich hingegen wenig geändert. Die Verjährung be-

ginnt weiterhin mit Beendigung der Ordnungswidrigkeit 

und kann nach den Vorschriften des § 33 OWiG durch 

verschiedene behördliche Maßnahmen unterbrochen 

werden. Dazu gehören insbesondere die erste Anhö-

rung des Betroffenen, die Anordnung der Anhörung, 

bestimmte Ermittlungsmaßnahmen oder später der Er-

lass des Bußgeldbescheides. 

 

Nach jeder wirksamen Unterbrechung beginnt die Ver-

jährungsfrist erneut zu laufen. Die Verlängerung auf 

sechs Monate bedeutet deshalb nicht lediglich eine 

Verdoppelung der ursprünglichen Frist, sondern führt 

im Zusammenspiel mit den Unterbrechungstatbestän-

den dazu, dass Bußgeldverfahren künftig insgesamt 

deutlich länger geführt werden können. 

 

Unverändert geblieben sind dagegen die Rechts-

behelfsfristen für Betroffene. Wer einen Bußgeldbe-

scheid erhält, muss weiterhin innerhalb von zwei Wo-

chen Einspruch einlegen. Die Verlängerung der Ver-

jährungsfrist verschafft ausschließlich den Verfol-

gungsbehörden mehr Zeit, die Rechte und Fristen der 

Betroffenen bleiben insoweit unverändert. 

4. Praktische Auswirkungen für Verkehrsteilneh-

mer und Bußgeldbehörden 

 

Für Verkehrsteilnehmer bedeutet die Gesetzesände-

rung zunächst, dass die Hoffnung auf den Eintritt der 

Verjährung künftig deutlich seltener berechtigt sein 

wird. Bislang kam es durchaus vor, dass Verfahren we-

gen organisatorischer Verzögerungen nicht mehr 

rechtzeitig abgeschlossen werden konnten. Gerade bei 

einer hohen Arbeitsbelastung einzelner Bußgeldstellen 

oder wenn zunächst der verantwortliche Fahrzeugfüh-

rer ermittelt werden musste, spielte die kurze Dreimo-

natsfrist in der anwaltlichen Praxis durchaus eine Rolle. 

Mit der Verdoppelung der Verjährungsfrist erhalten die 

Behörden nun erheblich mehr Handlungsspielraum. 

Auch komplexere Ermittlungen oder zeitweise Bearbei-

tungsrückstände führen künftig deutlich seltener dazu, 

dass ein Verfahren allein wegen Fristablaufs eingestellt 

werden muss. 

 

Für Verteidiger im Bußgeldverfahren wird sich der 

Schwerpunkt der rechtlichen Prüfung deshalb voraus-

sichtlich verlagern. Während bislang häufig die Frage 

einer bereits eingetretenen Verfolgungsverjährung im 

Vordergrund stand, werden künftig verstärkt die Recht-

mäßigkeit von Messverfahren, die Ordnungsge-

mäßheit der Fahrerermittlung sowie sonstige Verfah-

rensfehler an Bedeutung gewinnen. 

 

5. Fazit und Praxistipp 

 

Mit der Reform des § 26 Abs. 3 StVG vollzieht der Ge-

setzgeber einen deutlichen Kurswechsel. Während die 

kurze Verjährungsfrist bislang vor allem eine zügige 

Bearbeitung von Verkehrsordnungswidrigkeiten si-

cherstellen sollte, steht nunmehr das Ziel einer effekti-

veren Verfolgung und Ahndung von Verkehrsverstö-

ßen im Vordergrund. Für Betroffene bedeutet dies, 

dass Bußgeldverfahren künftig deutlich seltener allein 

aufgrund des Ablaufs der Verjährungsfrist eingestellt 

werden. 

 

Umso wichtiger ist es, einen Anhörungsbogen oder 

Bußgeldbescheid nicht unbeachtet zu lassen oder auf 

einen baldigen Eintritt der Verjährung zu vertrauen. 

Auch wenn die Verjährung als Verteidigungsansatz 

künftig an praktischer Bedeutung verlieren dürfte, be-

stehen weiterhin zahlreiche andere Möglichkeiten, die 

Rechtmäßigkeit eines Bußgeldverfahrens überprüfen 

zu lassen. Insbesondere die Ordnungsgemäßheit der 

Messung, die Einhaltung der Verfahrensvorschriften 

sowie die Beweislage sollten frühzeitig anwaltlich ge-

prüft werden. Eine rechtzeitige rechtliche Beratung 

kann entscheidend dazu beitragen, Fehler im Verfah-

ren aufzudecken und die Erfolgsaussichten einer Ver-

teidigung realistisch einzuschätzen. 

 


